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Reform des SGB XII – Stellungnahme des Bundesrats vom 22.9.2006 – Bundesratsdrucksache 617/06 (Beschluss)
· Einführung des Nettoprinzips in der Eingliederungshilfe
· Wegfall des Kindergelds für Eltern, deren Kinder in so genannten stationären Einrichtungen leben
Sehr geehrter Herr Abgeordneter / Frau Abgeordnete,
wir sind eine bundesweite Selbsthilfeorganisation von Eltern und Geschwistern, deren Angehörige – zumeist Menschen mit einer so genannten geistigen Behinderung – in ca. 100  anthroposophisch orientierten LebensOrten – zum Teil auch in sehr kleinen Einrichtungen – wohnen und arbeiten. Der Regierungsentwurf zur Reform des SGB XII und die Stellungnahme des Bundesrates vom 22.9.06 dazu erreichten uns leider nur sehr kurzfristig.
Wir erlauben uns daher als unmittelbar Betroffene einer Selbsthilfeorganisation, Ihnen Hinweise auf die negativen Folgen zu geben, die sich u. E. aus der Umsetzung der geplanten Reform zumindest bei zwei gravierenden Punkten ergeben, und bitten Sie, sich für unsere Anliegen einzusetzen.
Verhinderung der Einführung des Nettoprinzips in der Eingliederungshilfe

Käme es zu dieser Änderung, würde der Kostenträger das von dem Menschen mit Behinderung einzusetzende Einkommen vorab in Abzug bringen und seine Zahlung an den Einrichtungsträger um diesen Betrag kürzen. Das vermag zunächst als Verwaltungsvereinfachung erscheinen. Tatsächlich hätte es aber weit reichende negative Folgen für die Menschen mit Behinderung, ihre Eltern und nicht zuletzt die Einrichtungen. Die Begründung und die Folgen haben wir in der Anlage unter Punkt 1. zusammengestellt.
Bitte unterstützen Sie uns, damit die Regelung des Abs. 1 des § 92 SGB XII unverändert erhalten bleibt! Diese Regelung, wonach der Kostenträger in Vorleistung tritt, hat sich in der langen Zeit ihres Bestehens zum Wohl und würdevollen Leben für Menschen mit Behinderung in so genannten stationären Einrichtungen bewährt.
b.w.
Verhinderung des Wegfalles des Kindergelds für Eltern, deren Kinder in so genannten stationären Einrichtungen leben
Der § 74 Abs. 1 EStG soll auf Vorschlag des Bundesrates durch einen Satz 4a ergänzt werden mit der Folge, dass das Kindergeld bei einer Betreuung in einer so genannten stationären Einrichtung an den Sozialleistungsträger weitergeleitet werden soll. Dies würde zu einer gravierenden Benachteiligung von Eltern führen, deren Kinder in so genannten stationären Einrichtungen leben. Unsere Position begründen wir unter Punkt 2 in der Anlage.
Wir möchten, dass auch die vielfältigen (Unterhalts)Leistungen von Familien bzw. Eltern, deren Kinder in so genannten (voll)stationären Wohnformen leben, zutreffend gesehen und gewürdigt werden. Daher setzen wir uns dafür ein, dass auch an diese Eltern das Kindergeld weiterhin gezahlt wird.
Bitte unterstützen Sie uns, und setzen Sie sich dafür ein, dass die beabsichtigte Ergänzung zu 
§ 74 Abs. 1 EStG nicht eingeführt wird und allen Eltern behinderter Kinder das Kindergeld ungekürzt erhalten bleibt.
Vielen Dank für Ihr Verständnis unseres Anliegens!
Mit freundlichen Grüßen
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